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I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (1)

• Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts geht auf R.A.
MUSGRAVE zurück.

• Modell eines rationalen Haushalts, dass von einem imaginärem 
Staatswesen ausgeht. 

• Finanzpolitische Instrumente werden eingesetzt, um drei
finanz-politische Ziele zu erreichen:

– Allokationsziel: Allokation der Produktionsfaktoren korrigieren. 

– Distributionsziel: Einkommens- und Vermögensverteilung 
regulieren.

– Stabilisierungsziel: ökonomische Stabilität erreichen, erhalten.



I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (2)

 1.1.1. Die Allokationsabteilung

• Ziel: 
– optimale Produktionsstruktur 
– Beseitigung von Marktunvollkommenheiten 
– Steigerung der gesamtwirt. Wohlfahrt durch Reallokation von Ressourcen

• Mittel: 
– Steuererhebung zur Überführung privater Ressourcen in die öffentliche 

Nutzung
– dadurch Kostenverteilung möglich, die nicht an die primäre Verteilung des 

Eigentums an diesen Ressourcen gebunden ist

• Staat greift nur ein, wenn Marktmechanismus bei Allokation der 
Produktionsfaktoren nachhaltig versagt.

• Partielles Marktversagen (externe Effekte) vs. totales Marktversagen 
(öffentliche Güter).

I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (3)

 1.1.2. Die Distributionsabteilung

• Ziel: 
– Herstellung der “richtigen” Einkommens- und Vermögensverteilung 

sowie deren Aufrechterhaltung
• Mittel:

– differenzierte Steuerzugriffe
– Transferzahlungen
– reale Leistungen

• Sekundärverteilung nach Eingriff des Staates weicht von 
Primärverteilung durch Markt ab

• effektive Nachfrage (Allokation) dadurch beeinflußt, da 
marginale Konsumquoten bei Transferfinanziers und 
Transferempfängern verschieden



I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (4)

 1.1.3. Die Stabilisierungsabteilung

• Zielaspekte: 
– Vollbeschäftigung
– Preisniveaustabilität
– angemessenes Wirtschaftswachstum

• Im Finanzsystem sind Stabilisatoren eingebaut (built-in flexibility)
– nach MUSGRAVE unzureichend

• Formen der diskretionären, kompensatorische Finanzpolitik:
– Erhöhung der gesamtwirt. Nachfrage expansive Fiskalpolitik
– Senkung der gesamtwirt. Nachfrage (Inflation) kontraktive Fiskalpolitik
– bei Vollbeschäftigung und Preisstabilität muß die Höhe der monetären 

Gesamtausgaben konstant bleiben, um Stabilität zu erhalten

I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (5)

• Expansive Fiskalpolitik
• Ziel: 

– es sind private Ausgaben (Konsum bzw. Investitionen) durch 
Senkung von Steuern und/oder erhöhte Transferzahlungen zu 
erhöhen

• Wirkungsbeispiel: P
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A
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Y
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I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (6)

• Kontraktive Fiskalpolitik
• Ziel: 

– Private Ausgaben sind zu senken, durch Senkung von Steuern 
oder Transfers bis zu niedrigstmöglichem Preisniveau bei 
Vollbeschäftigung

• Wirkungsbeispiel:
P

Y

AN

Yvoll

P0

N´

P1

I. Der öffentliche Haushalt
1.1 Multiple Theorie des öffentlichen Haushalts (7)

• Kritik
– Trennung in drei Abteilungen ist statisch, kann zu suboptimalen 

Einzelbudgets führen.

– Ausgangspunkt ist geschlossene Volkswirtschaft, kein Ziel des 
außenwirtschaftlichen Gleichgewichts enthalten.

– Unklar, wie stark der Staat bei Marktversagen eingreifen soll und 
wie spezifische öffentliche Bedürfnisse ermittelt werden.

– Wichtige Fragen müssen politisch geklärt werden, insb. 
Verteilungsfragen.

• Aber
– MUSGRAVES Modell ist nur Denkmodell, das die modernen 

Funktionen des öffentlichen Haushalts herausarbeitet!



I. Der öffentliche Haushalt
1.2 Die kurzfristige Haushaltsplanung (1)

 1.2.1. Entwicklung des Haushaltswesens
• In England (1688), Frankreich (1789) erringen Parlamente erstmals 

Budgetrecht Kontrolle über Einnahmen und Ausgaben des Staates 

 1.2.2. Begriffliche Elemente und Systematik des Haushaltsplans
• Definition des öffentlichen Haushalts nach NEUMARK:

– „Unter Budget oder Haushaltsplan ist die in regelmäßigen Abständen
vorgenommene systematische Zusammenstellung der prinzipiell 
vollzugsverbindlichen Voranschläge der für einen bestimmten zukünftigen
Zeitraum geplanten Ausgaben und der Schätzung der zur Deckung dieser 
Ausgaben vorgesehenen Einnahmen zu verstehen.“

• Weitere zentrale Elemente der Definition:
– Prinzip des Haushaltsgleichgewichts (formell vs. materiell)
– systematische Gliederung (Ressortprinzip vs. Funktionalprinzip)

I. Der öffentliche Haushalt
1.2 Die kurzfristige Haushaltsplanung (2)

 1.2.3 Budgetprinzipien
– “Regeln des Wohlverhaltens für den budgetären Willensbildungs- und 

Entscheidungsprozeß sowohl der Exekutive als auch der Legislative”

• Vollständigkeit:
– alle Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen ausgewiesen

• Bruttoprinzip: 
– Forderungen, Einnahmen und Ausgaben werden gesondert ausgewiesen

• Klarheit:
– Herkunft, Zweckbestimmung der Mittel soll deutlich werden

• Einheit:
– alle Einnahmen, Ausgaben in einem Haushaltsplan aufzuführen

• Genauigkeit:
– Ausgaben, Einnahmen sind in voraussichtlicher Höhe zu veranschlagen

• Vorherigkeit:
– Budget soll vor Beginn der Haushaltsperiode aufgestellt werden



I. Der öffentliche Haushalt
1.2 Die kurzfristige Haushaltsplanung (3)

• Nonaffektion:
– Grundsatz der Gesamtdeckung verlangt, dass alle Einnahmen für alle Ausgaben zur 

Verfügung stehen Verbot der Zweckbindung
• Spezialität:

– quantitativ: Ausgaben nur in der im Budget vorgesehenen Höhe erlaubt
– qualitativ: Mittel dürfen nur für vorgesehenen Zweck verwendet werden

aber: einseitige und gegenseitige Deckungsfähigkeit
– zeitlich: Ausgaben nur in Periode zulässig, für die sie bewilligt wurden

aber: geborene (Investitionen) und gekorene Übertragbarkeit
• Öffentlichkeit:

– das gesamte Haushaltsverfahren soll sich in Öffentlichkeit abspielen
• Jährlichkeit:

– jedes Jahr soll ein Haushaltsplan für ein Jahr aufgestellt werden
• Fälligkeit:

– nur im Haushaltsjahr kassenwirksame Einnahmen, Ausgaben eingestellt
(Kameralistische Haushaltsplanung, keine Vermögensrechnung)

• Prinzip des Haushaltsgleichgewichts:
– die Ausgaben sollen von vornherein durch Einnahmen gedeckt sein

formell durch „ordentliche“ (Steuern etc.) und „außerordentliche“ (Kredite) Einnahmen
materiell nur durch „ordentliche“ Einnahmen

I. Der öffentliche Haushalt
1.2 Die kurzfristige Haushaltsplanung (4)

1.2.4. Die Gliederung des Budgets
• nach dem Ministerialprinzip gegliedert
• Haushaltsplan besteht aus Einzelplänen, dem Gesamtplan und 

Anlagen
• auch funktionale Gliederung möglich

1.2.5. Der Budgetkreislauf
• Vier Phasen des Budgetkreislaufs:

Erstellung des Budgetentwurfes
Parlamentarische Beratung
Vollzug
Kontrolle

• Budgetkreislauf (Lebensdauer) eines Haushalts viel länger, als 
die Periode, in der der Plan verbindlich ist lange Vor- und 
Nachbereitung

• Budgetinitiative der Regierung gemäß Art. 110 Abs.3 GG



I. Der öffentliche Haushalt
1.2 Die kurzfristige Haushaltsplanung (5)

• Finanzminister hat begrenzte Spielräume bei Haushaltsvollzug:
– im Falle unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedarfs
– zur Anwendung des konjunkturpolitischer Instrumente (Stabilitätsgesetz)

• Haushaltskontrolle wird von speziellen Rechnungshöfen vollzogen
Bundesrechnungshof und Landesrechnungshöfe (auch für Kommunen)

• Abschluß des Budgetkreislaufs: 
– Entlastung der Bundesregierung durch Beschluß des Bundestages

1.2.6. Mängel der kurzfristigen Haushaltsplanung

• Realer Einfluß der Legislative sehr gering, Exekutive hat Übergewicht
• einjährige Sichtweise zu kurz keine langfristigen Prioritäten
• Investitionsfolgekosten unzureichend beachtet
• stellt Ausgaben in den Vordergrund (inputbezogen), beachtet nur 

bedingt Ergebnis (output)
• es fehlt im kameralistischen Ansatz jegliche längerfristige Orientierung

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (1)

1.3.1. Die mehrjährige Finanzplanung

• ist eine gesetzlich nicht verbindliche, zukunftsorientierte, 
vollständige Zusammenstellung aller voraussichtlichen 
Ausgaben und der zur Deckung vorgesehenen Einnahmen einer 
öffentlichen Körperschaft unter Berücksichtigung der 
Wechselbeziehungen zur jeweiligen Wirtschaftsentwicklung

• Planungsperiode fünf Jahre ab dem laufenden HH-Jahr
– Planungshorizont um 3 Jahre über normalen Haushalt hinaus 

erweitert

• Funktion der Finanzplanung:
– politische Programmfunktion 
– finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion 
– volkswirtschaftliche Lenkungsfunktion 



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (2)

• Planungsprozeß umfaßt Einnahmen- und Ausgabenplanung
– Einnahmenplanung beschränkt auf Steuerschätzung, 

Kreditaufnahme ergibt sich als Restgröße
• Steuerschätzung durch den “Arbeitskreis Steuerschätzung”

vorgenommen
– Ausgabenplanung wie normale Etatplanung

• Kritische Würdigung der mittelfristigen Finanzplanung:
– Mittelfristige Finanzplan ist nur eine Fortsetzung des jährlichen 

Haushaltsplans
– Schwergewicht der Planung immer noch bei politisch nicht 

verantwortlichen Instanzen
– Abweichungen von früheren Plänen nicht systematisch aufgezeigt
– Verwendung geschönter gesamtwirtschaftlicher Daten

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (3)

1.3.2 Die Programmbudgetierung

• Grundansatz des PPBS (Planning-Programming-Budgeting-
System):
– Übergang von Input- zur Outputorientierung bei Planung
– Erfüllung bestimmter Ziele steht im Mittelpunkt, nicht 

Ausgabenbeträge einzelner Verwaltungen
– Versuch, die Rationalität des politischen Handelns zu erhöhen

• Ablauf in vier Stufen:
– Planung (Erfassung und Spezifizierung der staatlichen Ziele)
– Programmierung (Erarbeitung, Analyse, Bewertung von 

möglichen Handlungsalternativen)
– Budgetierung ( notwendiger Mitteleinsatz in Geldeinheiten 

übertragen)
– Evaluierung (Grad der Zielverwirklichung wird geprüft, ermöglicht 

Rückkopplung zu ersten drei Phasen)



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (4)

• PPBS als integriertes System staatlicher Planung und 
Entscheidungsfindung:

Planung

Programmierung

Budgetierung

DurchführungKontrolle

Haushaltskontrolle

Regelgrößen für
langfristige Planung

Erfolgskontrolle
Fortschreibung
und Anpassung
der Programm-
planung

Überprüfung
der Ziele und
Prioritäten

Ex-post-
Evaluation

Ex-ante- (bzw.
begleitende)
Evaluation

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (5)

• Kernstück der PPBS ist die Programmstruktur faßt die Tätigkeit 
einer Behörde zielorientiert zusammen, Bsp. Ziel-Mittel-Pyramide:

Volksgesundheit

Vorbeugende
Gesundheits-
versorgung

Rehabilitations-
maßnahmen

Allgemeine
Gesundheits-

pflege

Kranken-
haus-

leistungen

Nicht-
kranken-

haus-
leistungen

Impf-
schutz,
Melde-
pflicht

Röntge-
nologische

Reihenunter-
suchungen

Kontrolle
und

Abwehr
schädlicher
Umweltein

flüsse

Umschu-
lungen

Invaliden-
hilfe

Gewässerschutz LärmbekämpfungLuftverpestung

Programm-
kategorie

Programmsub-
kategorie

Programm-
elemente



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (6)

• Vorteile der Programmbudgetierung:
– Zwang, präzise über Ziele und Zielverwirklichung Rechenschaft 

abzulegen, Denken in Alternativen
– Betriebswirtschaftliche Kalkulationstechniken (NKA) für effiziente 

Ressourcenverwendung
– Erhöhung der Transparenz des Planungs- und 

Budgetierungsprozesses

• Methodische Probleme:
– Ableitung eines konsistenten, operationablen Zielsystems für 

Staatstätigkeit
– Optimierung des Gesamtbudgets so nicht zu erwarten

• Wertung:
– Anwendung PPBS auf Teilgebiete beschränkt, nicht für alle Gebiete 

gleich gut geeignet
– trotzdem wichtiges Hilfsmittel der Planung, schafft Transparenz und 

größere Rationalität
– politische Entscheidungen aber weiter notwendig

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (7)

1.3.3. Kürzungskonzeptionen

• Zero-Base-Budgeting
– Ansatzpunkt: bereits laufende Programme haben im traditionellen 

Haushaltsprozeß höherer Priorität Dominanz alter Aufgaben
– bestehende Programme werden einem ähnlichen 

Rechtfertigungszwang unterworfen wie neue Programme
– ermöglicht Ordnung der Aufgaben, Ausgaben nach Prioritäten, nur 

die wichtigsten werden finanziert

• Sunset-Legislation
– Idee: Programme von vornherein zeitlich begrenzen
– Zweckmäßigkeiten bestehender Programme, Gesetze soll 

regelmäßig überprüft und revidiert werden
– Weiterführung nur bei ausdrücklicher Beschlußfassung des 

Parlaments



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (8)

1.3.4. Die Nutzen-Kosten-Analyse und Nutzwert-Analyse

• Begriff Nutzen-Kosten-Analyse (NKA):
– NKA ist die unter gesamtwirt. Aspekten vorgenommene systematische 

Bewertung von Maßnahmen mit Hinblick auf bestimmte Ziele 
– breiter angelegt als einzelwirtschaftliche Wirtschaftlichkeitsrechnung

• Entscheidungen: 
– gesamtwirtschaftliche Verträglichkeit eines Projektes
– Wahl des besten aus einer Reihe alternativer Projekte bei Budgetrestriktion
– Wahl des Zeitpunktes der Projektdurchführung

• Nutzen-Kosten-Kriterium (Max. Nettoertrag in gesamtwirt. Sicht):
– Sozialproduktkriterium hohen Beitrags zum BSP
– Feldstein-Kriterium Maximierung des privaten Konsums
– Effizienzkriterium Bewertung zu Marktpreisen

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (9)

• Kosten- und Nutzenkomponenten:
– direkte Kosten und Nutzen
– indirekte Kosten und Nutzen
– intangible Kosten und Nutzen

• Verfahren zur Bewertung von gesamtwirtschaftlichen Nutzen:
– direkte Wert- oder Einkommensrechnung
– Alternativkostenmethode (Schattenpreise)
– direkte Bürgerbefragung

• Problem: 
– Wahl des verwendeten Zinssatzes
– Wahl der richtigen Zeitspanne Zeithorizont, “soziale”

Zeitpräferenzrate ist mit Werturteil verbunden
– begrenzte Anwendbarkeit bei Bewertungsproblemen (externe 

Effekte, intangible Nutzen und Kosten)



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (10)

• Die Nutzwertanalyse (NWA):

• Ziel: 
– versucht aus möglichen Handlungsalternativen des jeweiligen 

Entscheidungsträgers die für ihn selbst optimale zu bestimmen
• Mittel: 

– jeweils mögliche Zielerreichung bei verschiedenen Handlungsalter-
nativen wird durch “dimensionslose” Nutzwerte gewichtet und 
verglichen

• Entscheidungskriterium ist der Nutzwert:
– der subjektive Wert des Projekts zur  individuellen 

Bedürfnisbefriedigung des Entscheidungsträgers 
– keine Geldgröße sondern nur ein dimensionsloser Ordnungsindex
– durch Zielvorstellungen, Prioritäten des Entscheidungsträgers 

bestimmt
• Ergebnisse verschiedener Planungsträger nicht vergleichbar

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (11)

• Zur Leistungsfähigkeit von NKA und NWA:

• NKA ist eine makroökonomische, NWA eine mikroökonomische 
Entscheidungstechnik

• Vorteil NWA:
– Projektwirkungen untersucht im Hinblick auf multiple Zielsetzungen, 

aber subjektiv gefärbt, daher interpersonell nicht vergleichbar
• Vorteil NKA:

– führt zu einer objektiven Reihung alternativer Projekte, so eher 
vergleichbar, aber nur für fixierte Zielsetzung verwendbar

• Hauptnutzen beider Verfahren:
– Erhöhung der Transparenz von Investitionsentscheidungen in der 

öffentlichen Verwaltung
– Zwang zum sachlogischen Durchdenken von Alternativen
– Dokumentation sonst verborgener Prämissen, Wertungen



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (12)
1.3.5. New Public Management (NPM)

• Oberbegriff einer relativ gleichgerichteten Bewegung der 
Verwaltungsreform

• Theoretischer Rahmen:
– Public-Choice Theorie und Managerialismus

• Charakteristik:
– Wandel von der Input- zur Outputorientierung

• Ziele:
– Aufbau einer „schlanken“ effektiven und flexiblen Verwaltung
– systematische Verbindung von Input- und Outputsteuerung
– engere Verknüpfung lang-, mittel-, kurzfristiger Planung

• Ansätze:
– Orientierung an privaten Unternehmen - Übernahme geeigneter 

Managementkonzepte
– Kritik an Vorstellung einer einheitlichen, homogenen öffentlichen 

Verw.

I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (13)

• 3 Ebenen:
• 1. Grundlegender Funktionswandel des Staates, der Verwaltung

– Aufgabenabbau 
– Privatisierung 
– Zurückgewinnung von Handlungsspielräumen von Verwaltung, 

Politik
• 2. Externe Strukturreform

– Reform der Struktur- und Handlungsbedingungen
– Schaffung, Stärkung von Wettbewerbsdenken und 

Marktorientierung
– stärkere Finanzierung öff. Dienste, Güter durch Nutzer (user pays)
– dezentrale, autonome Strukturen

• 3. Binnenreform (Dtl.: „Neues Steuerungsmodell“)
– Dezentralisierung von Verantwortung, teilw. Outsourcing
– Kongruenz von Ressourcen- und Fachkompetenz
– globale Budgetierungskonzepte
– Kosten- Leistungsrechnung, Controlling, Personalentwicklung
– E-Government



I. Der öffentliche Haushalt
1.3 Neuere finanzwirt. Entscheidungsinstrument (14)

• Instrumente:
– Personelle Verantwortlichkeiten gebunden an politische 

Programme mittels Leistungsvereinbarungen (Zielvereinbarungen)
– Leistungsvereinbarungen:

• Aufgabenbeschreibung des Bereichs inkl. Finanzausstattung
– Benchmarking durch interkommunale Vergleiche

• Erfolgsmessung:
– Schlüsselindikatoren
– Zielbereiche
– allg. Leistungsvergleiche

• Probleme:
– gegenseitiger Einfluss der Maßnahmen aller Ebenen
– Einführung von Managementkonzepten der Wirtschaft schwer 

umsetzbar
– sinnvoller Instrumenteneinsatz bedingt veränderte 

Rahmenbedingungen
– fehlende Sanktions-, Selektionsmechanismen müssen durch 

politische Entscheidungsprozesse ersetzt werden

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (1)

1.4.1. Erfassung und Messung

• bis 70er Jahre Ausdehnung der Staatstätigkeit gefordert: 
– GALBRAITH: These von öffentlicher Armut

• Gegenposition: 
– steigender Staatsanteil ist Gefährdung der sozialen Marktwirtschaft 

und ihrer Ziele (HAYEK, FRIEDMAN, BUCHANAN)

• Anlaß, Ziel der Messung der Staatstätigkeit: 
– im Vordergrund steht ordnungspolitische Bedeutung 
– prozesspolitischer Zweck: Konjunktur-, Wachstums-, 

Verteilungspolitik

• Begriff “Staatsquote”, “Staatsanteil” normalerweise auf die 
Staatsausgaben bezogen, Bezugsgröße i.d.R. das BIP 
(Problem: echte und unechte Staatsquote)



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (2)

• Indikator der Staatstätigkeit nur begrenzt aussagefähig :
– Staatsausgaben beschreiben nur den finanzwirtschaftlich 

relevanten Teil der Staatstätigkeit, nur kassenwirksame Aktivitäten 
erfaßt

– budgetintensive Tätigkeiten substituierbar durch budgetextensive 
Tätigkeiten (z.B. Subventionen durch Steuervergünstigungen)

– Problem der parafiskalischen Institutionen (Versicherungspflicht in
Privatversicherungen versus Sozialversicherung) 

• kein brauchbares Maß für gesamte Staatsaktivität für
unsichtbare Staatsquote zwei Näherungsmaße benutzt:
– Zahl der neuverabschiedeten Gesetze (Seitenzahl der 

Gesetzesblätter)
– Zahl der öffentlichen Bediensteten

• Leiturgien: 
– Staat verlangt mittels Gesetzen und Verordnungen unentgeltliche 

Leistungen von den Bürgern Wehrpflicht

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (3)

1.4.2. Die Zunahme der Gesamtausgaben

• A. WAGNER, Ende des 19. Jhds “Gesetz der wachsenden 
Staatstätigkeit”

– “geschichtliche und räumliche, verschiedene Länder umfassende 
Vergleiche zeigen, daß bei fortschreitenden Culturvölkern ... regelmäßig 
eine Ausdehnung der Staatstätigkeit und der gesamten öffentlichen, durch 
die Selbstverwaltungskörper neben dem Staate ausgeführte Thätigkeiten
erfolgt.”

– langfristige Entwicklung bestätigt Wagners These (allerdings wirken auch 
begrenzende Faktoren, insbes. Steigende Steuerlast)

• Gemäß VGR gliedern sich die öffentlichen Ausgaben in: 
– Ausgaben für Güter und Dienste 
– Transferausgaben

• Die Ausgabenkomponenten:
– Faktorentgelte (Löhne, Gehälter der Staatsbediensteten, 

Beamtenbesoldung)
– staatliche Käufe von Gütern und Dienstleistungen im privaten Sektor



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (4)

• Staatliche Auftragsvergabe (Käufe von Gütern und Dienstleistungen) 
soll nach objektiven Kriterien erfolgen, nicht nach persönlichen 
Präferenzen Gefahr der Korruption

• Dt. öffentliche Vergabewesen unterscheidet zwei Verfahren:
– Ausschreibung (in öffentlicher oder beschränkter Form)
– Freihändige Vergabe (mit und ohne Wettbewerb)

• Sozialleistungen (Transferausgaben):
– machen sehr beachtlichen Teil der öffentlichen Gesamtausgaben 

aus
• Prinzipien der theoretischen Sozialpolitik:

– Subsidiaritätsprinzip
– Finalprinzip
– Kausalprinzip

• Transfers - zwei Arten bezüglich der realen Dispositionsfreiheit:
– Allgemeine Einkommenshilfen  volle Konsumentensouveränität
– Zweckgebundene Transfers meritorische Einflußnahme

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (5)

• Versicherungs-, Versorgungs- und Fürsorgeprinzip:
– Reines Versicherungsprinzip (Äquivalenzprinzip)
– Versorgungsprinzip
– Fürsorgeprinzip

• Subventionen: 
– Transferzahlungen, ohne spezielle Gegenleistung 

– sind Steuern mit umgekehrten Vorzeichen
• aus marktwirtschaftlicher Sicht gerechtfertigt, wenn:

– Autarkiebestrebungen in bestimmten Sektoren (Sicherheitspolitik)
– Generelle Förderung von Forschung und Entwicklung
– Förderung regionaler Entwicklung

• internationales Phänomen: 
– einmal gewährte Subventionen haben sich häufig als irreversibel 

erwiesen (also: Sunset Legislation anwenden)



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (6)

1.4.3. Die Struktur der Gesamtausgaben

• Ausgaben:
– Faktorentgelte stiegen insb. in der ersten Hälfte der 70er Jahre stark an
– Seit 70er Jahren hat der Staatsverbrauch zu Lasten der Investitionen 

zugenommen, Trend zu abnehmenden Investitionen (mature economy)
– Quote der Sozialleistungen an die privaten HH hat im Trend zugenommen
– Starker Anstieg der Quote der Subventionen und der Quote der Zinsen auf 

die Staatsschuld

• Einnahmen:
– indirekte Steuern gewinnen wieder an Bedeutung
– Quoten der direkten Steuern sind im Sinken begriffen (insbesondere 

Gewinnsteuern)
– Sozialbeiträge (und Quote der Sozialbeiträge) in Folge häufiger 

diskretionärer Erhöhungen der Beitragssätze gewachsen
– Lohnsteuer wichtiger als Steuern auf Kapitaleinkommen kalte Progression
– Verbreiterung der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (7)



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (8)

Die Entwicklung der deutschen Staatsquote:

Quelle: Bundesfinanzministerium. Stand:21.06.2009.

Jahr Staatsquote Jahr Staatsquote

1990 44.5 2000 47.6

1991 46.3 2001 47.6

1992 47.2 2002 48.1

1993 48.2 2003 48.4

1994 47.9 2004 46.9

1995 48.1 2005 46.7

1996 49.3 2006 45.4

1997 48.4 2007 43.8

1998 48 2008 42.9

1999 48.1

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (9)

Die Entwicklung der deutschen Abgabenquote:

Quelle: Bundesfinanzministerium. Stand: 06.07.2009.

Jahr Abgabenquote Jahr Abgabenquote

1990 38 2000 40

1991 38 2001 38.3

1992 39.2 2002 37.8

1993 39.6 2003 37.6

1994 39.8 2004 36.8

1995 40.2 2005 36.7

1996 39.9 2006 37.2

1997 39.5 2007 36.2

1998 39.5 2008 37.9

1999 48.1



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (10)

Die Entwicklung der deutschen Steuerquote:

Quelle: Bundesfinanzministerium. Stand:01.09.2009.

Jahr Steuerquote Jahr Steuerquote

1990 22.7 2000 22.7

1991 22 2001 21.1

1992 22.7 2002 20.6

1993 22.6 2003 20.4

1994 22.5 2004 20

1995 22.5 2005 20.1

1996 21.8 2006 21

1997 21.3 2007 22.2

1998 21.7 2008 22.5

1999 22.5

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (12)

 1.4.4. Mögliche Ursachen der zunehmenden Staatsausgaben
• Funktionswandel staatlicher Aktivität Übergang vom 

Ordnungsstaat zum Wohlfahrtsstaat
• Der “displacement effect” (Niveauverschiebungseffekt):

(Peacock/Wiseman-Effekt)

t

G

displacement effect

Beginn

der Krise

Ende

der Krise

- Wachstum der Staats-
ausgaben erfolgt nicht 
kontinuierlich, es weist 
periodische Sprünge auf
(Nachkriegszeiten, Zeiten 
großer sozialer Krisen) 

- nach krisenbedingten 
Erhöhungen der Staatsquote 
kommt es zu einem Absinken, 
das Ausgangsniveau wird aber 
nicht wieder erreicht



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (13)

• Maslows Bedürfnishierarchie:
– Anstieg der Staatsquote zu erwarten, wenn öffentlich angebotenen 

Güter superiore Güter sind
– dann Einkommenselastizität der Nachfrage nach öffentlichen 

Gütern höher als nach privaten Gütern (Grenzen: Besteuerung) 

I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (14)

• Technischer Fortschritt als Ursache steigender Staatsausgaben

• Das BRECHTsche Gesetz:
– ARNOLD BRECHT: “Gesetz der progressiven Parallelität zwischen 

Ausgaben und Bevölkerungsmassierung”
– demnach müßten die Gemeindeausgaben pro Kopf mit 

zunehmender Agglomeration der Bevölkerung steigen 
– interessant für Finanzausgleich und Regionalpolitik

• Politisch-soziologische Faktoren Ausgabenfreude von 
Parlamenten

• Das POPITZsche Gesetz:
– POPITZ behauptet “Gewichtsverlagerung nach oben”, eine 

“Anziehungskraft des größten Etats” Tendenz zum Zentralstaat
– betrifft Relation zwischen Zentralstaat und untergeordneten 

Gebietskörperschaften



I. Der öffentliche Haushalt
1.4 Ausgabenentwicklung und Staatsanteil (15)

1.4.5. Zum optimalen Staatsanteil

• Individualistische, wohlfahrtstheoretische Ansätze können nicht zur 
Bestimmung des optimalen Umfangs der Staatstätigkeit führen

– da die Präferenzen der Individuen weder identisch noch offenkundig sind 
(strategisches Verhalten)

• Ist eine politische Frage, nicht mit Wohlfahrtstheorie oder Theorie der 
öffentlichen Güter lösbar

• Wichtige Faktoren, die den Staatsanteil beeinflussen:
– Wachstumsraten des Sozialprodukt
– Höhe der Arbeitslosigkeit und der Sozialausgaben
– Wachstumsrate und Struktur der zukünftigen Bevölkerung 
– Steuerliche Belastbarkeit der Haushalte und Unternehmen
– Entwicklung des technischen Fortschritts
– Entwicklung des internationalen politischen und ökonomischen Systems
– Wettbewerb der Standorte (hohe Ausgaben bedingen hohe Steuerlast)

II. Staat und Wirtschaftskreislauf
2.1 Der Staat in der VGR (1)

• VGR stellt Güter-, Einkommens-, und Zahlungsströme dar
• nur Markttransaktionen erfaßt keine “Gesamtwohlstand”
• System von Einzelströmen, in Kontenform zusammengestellt 

• 2.1.1. Das Einkommenssaldo des Staates

Ausgehende Ströme Eingehende Ströme
1) Staatsverbrauch

a) Geleistete Einkommen aus unselb-
ständiger Arbeit (Personal-
ausgaben)

b) Übriger Staatsverbrauch (=vor-
wiegend laufende Käufe)

2) Subventionen
3) Soziale Leistungen
4) Sonstige geleistete Übertragungen
5) Zinsen auf öffentliche Schuld
6) Ersparnis

7) Indirekte Steuern
8) Direkte Steuern
9) Sozialversicherungsbeiträge
10)Sonstige empfangene Übertragungen
11)Empfangene Einkommen aus Unter-

nehmertätigkeit und Vermögen



II. Staat und Wirtschaftskreislauf
2.1 Der Staat in der VGR (2)

2.1.2. Berücksichtigung des Staates bei der Ermittlung
des BIP

• Messung unter drei Aspekten: 
– Entstehungsrechnung
– Verteilungsrechnung 
– Verwendungsrechnung 

• Öffentlichen Hand erbringt Leistungen (z.B. Infrastruktur), die 
sonst als direkte Kosten im privaten Sektor erscheinen würden 
– sind als Beitrag zur Entstehung des BiP einzubeziehen

• Frage der Bewertung des staatlichen Beitrags
– Problem: keine Marktpreise für staatl. Produktion vorhanden 
– Abhilfe: Erfassung der Faktorkosten staatlicher Produktion
– Problem der Effektivitätsmessung des Staates

II. Staat und Wirtschaftskreislauf
2.1 Der Staat in der VGR (3)

2.1.3 Das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte

PWMP = Produktionswert der inländischen Wirtschaftseinheiten zu Marktpreisen

- Vorleistungen

= BIPMP = Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen

- Abschreibungen

= NIPMP = Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen

- indirekte Steuern

+ Subventionen

= NIPHP = Nettoinlandsprodukt zu Herstellungspreisen (güterbezogene Größe)

= Inlandsprimäreinkommen (Einkommensgröße)

+/- Saldo der Unternehmens- und Vermögenseinkommen zw. In- und Ausland

+/- Saldo der Produktionsabgaben & Subventionen zw. In- und Ausland 

+/- Saldo der Arbeitnehmerentgelte zwischen In- und Ausland

= (Netto-)Nationaleinkommen = Primäreinkommen der Inländer



II. Staat und Wirtschaftskreislauf
2.1 Der Staat in der VGR (4)

• (VGR-Definition seit 1999 gemäß Europäischem System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung - ESVG 1995)

= (Netto-)Nationaleinkommen = Primäreinkommen der Inländer

+/- Saldo laufender Transfers mit dem Ausland

= Verfügbares Einkommen der Volkswirtschaft

- entstandene Gewinn- und Vermögenseinkommen

- Nettoproduktionsausgaben = Prod.abgaben des Inlandes an Staat und EU abzgl. 

Subventionen des Inlands von Staat und EU

= Arbeitnehmerentgelte der privaten Haushalte

- direkte Steuern

- Sozialversicherungsbeiträge

= Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte

Privater Konsum

Privates Sparen

II. Staat und Wirtschaftskreislauf
2.1 Der Staat in der VGR (5)

2.1.4. VGR, Schattenwirtschaft und Staatsaktivität
• Aussagefähigkeit der VGR begrenzt: 

– VGR verwendet Konzept der Marktproduktion, andere 
Produktionsformen schwer zu bewerten (Haushaltsproduktion)

• Ermittlungsschwierigkeiten: 
– Ergebnisse der VGR vor allem aus Sekundärstatistiken abgeleitet
– Teilbereiche müssen geschätzt werden
– Erfassungsproblem Schattenwirtschaft

• Traditionelle VGR erfaßt auch Vorgänge, die der Beseitigung 
von durch Marktproduktion entstandene Schäden dienen
– Schadensbeseitigung gilt als Produktion und erhöht so das 

Sozialprodukt!
• Behandlung der Staatstätigkeit in VGR problematisch: 

– diese wird zu Faktorkosten bewertet und nicht nach tatsächlichem 
Output

– staatliche Produktivität nicht berücksichtigt



• Mittelpunkt der Finanzpolitik KEYNESscher Prägung:
– Wirkung finanzwirt. Instrumente auf die gesamtwirt. Nachfrage

• Frage:
– wie verändert sich die Gesamtnachfrage, wenn ein strategischer 

Faktor (z.B. Staatsausgaben) durch staatliche Maßnahmen 
verändert wird

• Analyserahmen:
– einfaches Grundmodell des Gütermarktes 
– Beschränkung auf eine realwirtschaftliche Analyse

• Ausgangspunkt:
– ein einfaches KEYNESsches Modell mit völlig preiselastischem 

Güterangebot und zinselastischem Geldangebot
– Volkseinkommen zu Marktpreisen ist durch die effektive Nachfrage

bestimmt Y = C + I+G 
– Y und C als endogene Größen behandelt
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Schuldenart Stand 30.06.2009
Anleihen 614.218
Bundesobligationen 172.000
Bundesschatzbriefe 9.490
Bundesschatzanweisungen 116.000
Unverz. Schatzanweisungen 96.623
Finanzierungsschätze 1.766
Schuldscheindarlehen 12.935
Medium Term Notes Treuhand 51
Gesamt 1.051.268

Gliederung nach Restlaufzeit Stand 30.06.09
kurzfristig (bis zu 1 Jahr) 250.611
mittelfristig (1 bis 4 Jahre) 318.393
langfristig (mehr als 4 Jahre) 482.266
Gesamt 1.051.270
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III. Öffentlicher Kredit und öffentliche Haushaltswirtschaft

3.3 Die Höhe der Staatsverschuldung (8)

Quelle: Bundeshaushalt 2009 – Soll Bericht
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Institutionelle Kongruenz: Die Kreise der Nutznießer, 
Entscheidungsträger und Steuerzahler fallen zusammen 

 Nutznießer 

Entschei-
dungsträger 

 Steuerzahler 

Nutznießer 
=

Entscheidungsträger 
=

Steuerzahler 

Institutionelle Inkongruenz: 
Dienstleistung für die Gemeinde, aber das Land entscheidet. 

Die Gemeinde führt aus und trägt (teilweise) die Kosten 

           Land      Gemeinde     tendenziell Land

                                                        

               Nutznießer;                          Entscheidungsträger;           Steuerzahler 

Nutznießer = 

Steuerzahler

Entschei-
dungsträger 

t ä

Steuer-
zahler

Anweisung

































Ausgleichspflichtige L. 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2008
Nordrhein-Westfalen 1.763 1.598 1.564 1.583 1.318 1.141 278 1.628 50 213 490 -264
Bayern 1.295 1.463 1.586 1.486 1.635 1.884 2.277 2.047 1.859 2.315 2.234 3.142
Baden-Württemberg 1.433 1.289 1.232 1.778 1.760 1.957 2.115 1.663 2.169 2.170 2.235 2.621
Hessen 1.101 1.657 1.610 1.758 2.433 2.734 2.629 1.910 1.875 1.529 1.606 2.633
Hamburg 60 246 140 314 345 556 268 197 656 578 383 447
Schleswig-Holstein 72 3 0
Ausgleichsberechtigte L.
Niedersachsen 231 283 344 403 532 568 952 487 392 446 363 390
Rheinland-Pfalz 117 118 151 219 195 392 229 419 259 190 294 349
Schleswig-Holstein 8 89 185 60 112 16 102 146 177
Saarland 92 120 104 117 153 167 146 139 107 116 113 113
Bremen 287 325 179 466 340 442 402 407 346 331 366 559
Berlin 2.159 2.217 2.266 2.501 2.725 2.812 2.653 2.677 2.639 2.703 2.456 3.267
Sachsen 907 1.005 981 1.020 1.122 1.182 1.031 1.047 936 930 1.020 1.189
Sachsen-Anhalt 574 635 601 617 672 711 591 607 520 532 587 658
Thüringen 521 576 574 595 612 670 573 571 500 517 581 659
Brandenburg 442 529 504 534 587 644 498 541 502 534 588 635
Mecklenburg-Vorpommern 394 438 431 448 464 500 434 439 393 403 433 551

Gesamt 5.724 6.253 6.135 6.920 7.490 8.273 7.568 7.445 6.610 6.804 6.947 8.811

VI. Die Praxis des Finanzausgleichs

6.2 Der Finanzausgleich in Deutschland (13) 

        

        

NW BY BW NI HE SN RP ST 

104,5 121,2 122,0 84,2 144,0 45,9 92,3 47,6 

        

SH TH BB MV SL BE HH HB 

90,0 42,9 51,9 40,4 82,8 83,4 168,0 100,3



VI. Die Praxis des Finanzausgleichs

6.2 Der Finanzausgleich in Deutschland (14) 

Finanzkraft im Jahr 2003 
in % der Ausgleichsmeßzahl HH HB SN ST TH BB MV BE
vor Finanzausgleich 118,4 77,1 85,0 85,5 85,3 86,0 84,5 68,0
nach Finanzausgleich 105,3 95,5 95,0 95,0 95,0 95,0 95,0 95,0
nach Bundesergänzugs-
zuweisungen 105,3 99,5 99,5 99,5 99,5 99,5 99,5 99,5

Finanzkraft im Jahr 2003 
in % der Ausgleichsmeßzahl NW BY BW NI HE RP SH SL
vor Finanzausgleich 100,9 110,7 113,7 93,9 119,5 92,1 99,3 90,4
nach Finanzausgleich 100,8 103,8 104,3 96,2 105,3 95,1 99,6 95,0
nach Bundesergänzugs-
zuweisungen 100,8 103,8 104,3 99,6 105,3 99,5 100,0 99,5






